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Am 28. Februar stimmen die Schweizerinnen und Schweizer über die Durchsetzungsinitiative der SVP ab. Diese fordert,
dass die Ausschaffungsinitiative, welche das Volk im November 2010 angenommen hat, umgesetzt wird. Der Freiburger

SVP-Nationalrat Jean-François Rime und die Freiburger CVP-Nationalrätin Christine Bulliard-Marbach kreuzen die Klingen.

«Zu 90 Prozent gleicherMeinung»
NICOLE JEGERLEHNER

D ie SVP ist sich
Gegenwind ge-
wöhnt. So alleine
wie jetzt stand sie

aber schon langenichtmehrda:
Alle anderen Parteien sowie
zahlreicheOrganisationenweh-
ren sich gegen die Durchset-
zungsinitiative derVolkspartei.

Christine Bulliard, Sie sind
gegen die Durchsetzungsini-
tiative.Wollen Sie kriminelle
Ausländer nicht ausschaffen?
ChristineBulliard-Marbach:

Doch, das will ich. Wer krimi-
nell ist, muss dafür bestraft
werden. Doch das ist bereits

mit der Umsetzung der Aus-
schaffungsinitiativegewährleis-
tet. Die Durchsetzungsinitiati-
ve ist irreführend. Sie behaup-
tet, der Volkswille werde mit
dem Gesetz zur Ausschaf-
fungsinitiative nicht umge-
setzt; das stimmt aber nicht,
das Gesetz erfüllt den Volks-
willen. Es sieht zusätzlich eine
Härtefallklausel vor. Es ist am
Parlament, Gesetze zu erlas-
sen. Und nicht am Volk, in der
Verfassung gesetzesähnliche
Texte festzuschreiben.
Jean-François Rime: Doch.

Das Volk kann in der Verfas-
sung Regelungen einführen
und festschreiben, dass diese
imGesetz nicht verändert wer-
den dürfen. So werden Initiati-
ven richtig umgesetzt.Wirwol-
len einen Automatismus: Wir
wollen, dass Ausländer auto-
matisch ausgeschafft werden,
wenn sie bestimmte Taten be-
gehen. Die Richter finden
sonst immer Entschuldigun-

gen für diese Leute. Wir aber
wollen an die Opfer denken,
nicht an die Täter.
Bulliard: Ich bin einverstan-

den: Wir sollten an die Opfer
denken. Aber das tun wir
ja bereits mit der Umsetzung
der Ausschaffungsinitiative, da
braucht es die Durchsetzungs-
initiative nicht. Die SVP hätte
dasReferendumergreifen kön-
nen gegen das Gesetz, welches
das Parlament zur Ausschaf-
fungsinitiative erlassen hat.
Aber sie hat eine neue Initiati-
ve ergriffen, ohne zu schauen,
wie sich die erste auswirkt.
Rime: SP-Bundesrätin Si-

monetta Sommaruga versucht,
die Ausschaffungsinitiative
nicht umzusetzen, so wie auch
die Richter. Die Richter äus-
sern sich sogar öffentlich
gegen die Initiative. So etwas

habe ich noch nie erlebt: Alle
sind gegen die SVP-Initiative,
die Behörden, die Justiz, alle
anderen Parteien.

Jean-François Rime, in der
Schweiz kann das Volk zwar
Ja oder Nein sagen zu einer
Initiative. Am Schluss ist es
aber amParlament, einen
Kompromiss zu finden und
einenGesetzestext zu entwer-
fen.Warum stellt die SVP die-
ses bisherige Vorgehen infra-
ge, gegen denWiderstand
aller anderen?
Rime: Das Gesetz zur Aus-

schaffungsinitiative entspricht
nicht demVolkswillen.
Bulliard:Warumnicht?
Rime: Immer finden alle

Entschuldigungen für die Tä-
ter. Es gibt jedochMomente, in
denen Leute gehenmüssen.

Bulliard: Es wird aber auch
Leute geben, die durch alle
Instanzen gehen und ihre Aus-
schaffung anfechten werden.
Das bringt hohe Kosten mit
sich. Hält die SVP aus Populis-
mus daran fest? ImKatalog der
Delikte sind viele leichteDelik-
te aufgeführt, die es möglich
machen, Ausländer der zwei-
ten und dritten Generation
wegen leichter Vergehen aus-
zuschaffen – zum Beispiel,
wenn sie Bier stehlen.
Rime:Das wird nicht passie-

ren. Wir wollen einen Aus-
schaffungs-Automatismus; so
hätten auch die Richter weni-
ger Arbeit. Ich bin überzeugt,
dass eine harte Gesetzgebung
einige Leute dazu bringt, sich
vorsichtiger zu verhalten und
nachzudenken, bevor sie
Dummheiten begehen. Schau-
en Sie den Deliktkatalog doch
einmal an: Da sind sexuelle
Handlungenmit Kindern, Ver-
gewaltigung und Mord aufge-
führt.
Bulliard: Diese Delikte wer-

den auch mit dem Gesetz zur
Ausschaffungsinitiative ge-
ahndet. Aber wir wollen gleich
harte Strafen für alle und nicht
spezielle Regeln für Ausländer,
auch nicht für Secondos.
Rime: Wenn Sie sich um-

schauen, sehen Sie, dass in den
Städten katastrophale Zustän-
de herrschen, beispielsweise
amSamstagabend inLausanne
oder Genf. Die Kriminalitätsra-
te ist dort sehr hoch. Wir müs-
sen reagieren.Wir wollen nicht
Verhältnisse wie inMarseille.
Bulliard:Auchdabin ichmit

Ihnen einverstanden. Aber all
das erreichen wir bereits mit
dem Gesetz zur Umsetzung
der Ausschaffungsinitiative.
Sagt das Volk am 28. Februar
Nein, kann dasGesetz auf 2017
hin in Kraft treten. Stimmt es
aber für die Durchsetzungsini-
tiative, geht der Gesetzge-
bungsprozess von neuem los,
und es gibt Verzögerungen.
Dabei hätten wir mit der Aus-
schaffungsinitiative die richti-
gen Leitplanken.

Rime: Zu 90 Prozent sindwir
gleicher Meinung. Wir wollen
aber die automatische Aus-
schaffung. SonstmachenRich-
ter wieder nur Familie undGe-
sellschaft für das Verhalten der
Täter verantwortlich und wei-
sen die Täter nicht aus. Es geht
uns nicht um Schokolade-
Diebstähle amKiosk.
Bulliard: Doch, genau sol-

che Beispiele gibt es. So würde
auch eine alleinerziehende
Ausländerin, die kaum Geld
hat und statt der 300 Franken,
die sie monatlich beim Putzen
verdient, dem Sozialamt nur
200 Franken angibt, ausge-
schafft.
Rime: Das glaube ich nicht.

Alle Juristen suchen jetzt nach
den unmöglichsten Beispie-
len, um die Initiative zu be-
kämpfen.

Bulliard: Es ist problema-
tisch, dass die SVP leichte De-
likte aufnimmt, um soMigran-
ten einfacher ausschaffen zu
können. Ebenso problema-
tisch ist, dass die SVP kein Ver-
trauen in Richter, Parlament
und Bundesrat hat – sie alle
sprechen sich gegen die

Durchsetzungsinitiative aus.
Auch für die Wirtschaft ist die
Initiative schädlich; sie schafft
Rechtsunsicherheit. Warum
nehmen Sie als Präsident des
Gewerbeverbandes nicht Stel-
lung gegen die Initiative?
Rime: Beim Gewerbever-

band haben wir ganz andere
Sorgen als die Durchsetzungs-
initiative; deshalb haben wir
keine Parole herausgegeben.
Wir äussern uns zu Themen,
die das Gewerbe direkt betref-
fen. Wenn sich nun die Linke
im Zusammenhang mit der
Durchsetzungsinitiative Sor-
gen um die Wirtschaft macht,
dann muss ich lachen. Gerade
die Linke hat Initiativen lan-
ciert, die der Wirtschaft wirk-
lich schaden.

Haben Sie das Gefühl, dass
die Initiative am 28. Februar
angenommenwird?
Rime: Ich hoffe es. Es würde

jedoch auch bedeuten, dass
das Volk kein Vertrauen in die
politischen Behörden und die
Justiz hat.
Bulliard: Vor wenigen Wo-

chen war die Zustimmung zur
Initiative noch sehr gross;
neuste Umfragen zeigen, dass
sich das Blatt langsamwendet.
Ich hoffe, dass die Bevölkerung
den Richtern, der Regierung
und dem Parlament vertraut
undNein sagt.

Das Thema ist ernst, der Ton locker: Christine Bulliard-Marbach und Jean-François Rime beim Streitgespräch. Bild Charles Ellena

D ie Schweizerische
Staatsanwälte-Konfe-
renz stellt sich in

einer Medienmitteilung ge-
gen die Durchsetzungsinitiati-
ve der SVP. «Die Initiative ist
total unverhältnismässig», er-
klärt Fabien Gasser, General-
staatsanwalt des Kantons
Freiburg. «Mit dem Ziel, rich-
tige Kriminelle auszuweisen,
nimmt die Initiative auch
Kleindelinquenten ins Visier.»
So werde mit Kanonen auf
Spatzen geschossen.
Gasser befürchtet, dass die

Durchsetzungsinitiative dazu
führen würde, dass junge Er-
wachsene, die in der Schweiz
aufgewachsen sind, wegen ei-
niger Jugendsünden des Lan-
des verwiesenwürden. «Fami-
lien würden auseinanderbre-
chen, die Jungen müssten in
ein Land, zu dem sie kaum
einen Bezug haben.»
Der Freiburger General-

staatsanwalt geht davon aus,
dass die Durchsetzungsinitia-

tive der Justiz deutlich mehr
Arbeit bringen würde. Geht es
umDiebstahl oder Schlägerei-
en, wird dies heute meist mit
Strafbefehlen geregelt. «Wenn
jedoch eine Ausschaffung
droht, wird der Verurteilte alle
Rechtsmittel ergreifen, die er
hat – und bis vor Bundesge-
richt gehen», sagt Gasser. An-
statt also nur die Staatsanwalt-
schaft zu beschäftigen, ginge
ein Fall von der Staatsanwalt-
schaft über Bezirks-, Kantons-
und Bundesgericht. «Und
meist mit Pflichtverteidigern,
die der Staat bezahlenmuss.»

Gassers Beispiele
Um die Unverhältnismäs-

sigkeit der Durchsetzungsini-
tiative zu illustrieren, gibt der
Generalstaatsanwalt folgende
Beispiele: Zwei Gruppen von
Jugendlichen verhauen sich
gegenseitig – «was regelmässig
vorkommt», wie Gasser sagt.
Die Schweizer erwartet eine
kleine Strafe, die Ausländer

werden ausgeschafft. «Dabei
stellt eine Schlägerei doch
kein grosses Vergehen dar», so
Gasser. Auch Profisportler
könnten betroffen sein: Ein
Ausländer des Eishockeyklubs
Gottéron enteist an einem
Wintermorgen seine Front-
schreibe nicht richtig – er wird
zu einer Busse verurteilt.
«Wird er später wegen eines
brutalen Fouls zu einer Strafe
wegen Körperverletzung ver-
urteilt, muss er ausgeschafft
werden.»
Die Ausschaffungsinitiative

von 2010 sei nicht so weit ge-
gangen wie nun die Durchset-
zungsinitiative, sagt Gasser.
Das Parlament habe aufgrund
der Ausschaffungsinitiative
ein Gesetz ausgearbeitet, das
dafür sorge, dass kriminelle
Ausländer ausgeschafft wür-
den – aber nicht Kleindelin-
quenten. «Dieses Gesetz liegt
bereit – wer am 28. Februar
Nein stimmt, sagt Ja zu diesem
Gesetz.» njb

Generalstaatsanwalt:
«Initiative ist total unverhältnismässig»

Zur Vorlage
Die SVP steht alleine da – und ist gespalten

Die Durchsetzungsinitiative der
SVP entstand, weil die Partei
nicht zufrieden war mit dem
vom Parlament verabschiede-
ten Gesetz zur Ausschaffungs-
initiative, die im November
2010 angenommen worden
war. Die SVP stört, dass das Ge-
setz den Richtern einen gewis-
sen Spielraum lässt: In Härte-
fällen – etwa wenn der Betrof-
fene in der Schweiz geboren
wurde und hier eine Familie
hat – können die Richter von
einer Ausschaffung absehen.
Eine solche Härtefallklausel
war 2010 vom Stimmvolk ab-
gelehnt worden; das Parla-
ment wollte jedoch das in der
Bundesverfassung verankerte
Prinzip der Verhältnismässig-
keit wahren und Völkerrecht
wie die Europäische Menschen-
rechtskonvention (EMRK), den
UNO-Pakt II oder das Schen-
genabkommen einhalten. Die
Durchsetzungsinitiative sieht
nun vor, dass bestimmte Straf-
taten automatisch zu einer

Ausweisung führen. Wer eine
Vorstrafe hat, muss die
Schweiz bereits bei leichteren
Delikten verlassen – auch,
wenn nur eine Busse ausge-
sprochen wird. Ausser der SVP
sprechen sich alle Parteien
gegen die Durchsetzungsinitia-
tive aus. Und auch innerhalb
der Partei ist der Rückhalt nicht
mehr vollständig: So hatte der
Zürcher SVP-Nationalrat Hans-
Ueli Vogt angeregt, dass krimi-
nelle Ausländer, die in der
Schweiz geboren und aufge-
wachsen sind – die Secon-
dos –, nicht ausgeschafft wer-
den. Auch der Berner Regie-
rungsrat Christoph Neuhaus
und sein Schaffhauser Kollege
Ernst Landolt stellten sich öf-
fentlich gegen die Initiative.
Die Initianten wollten «ein
schädliches Zweiklassensystem
einführen», sagte Neuhaus; er
hingegen wolle ein Strafrecht,
das alle Menschen gleich hart
bestrafe, unabhängig ihrer
Staatsangehörigkeit. njb

DDiiee RRiicchhtteerr
ffiinnddeenn iimmmmeerr

EEnnttsscchhuullddiigguunnggeenn
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